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Abkürzungsverzeichnis








Abs.	Absatz


AHV/IV	Alters- und Hinterlassenenversicherung/Invalidenversicherung


Art.	Artikel


BGer	Bundesgericht


BV	Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (SR 101)


CRPF	Communauté Romande du Pays de Fribourg


CSP	Christlichsoziale Partei


CVP	Christlichdemokratische Partei


DFAG	Deutschfreiburgische Arbeitsgemeinschaft


EGZGB	Einführungsgesetz vom 22. November 1911 zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch für den Kanton Freiburg (SGF 210.1)


f./ff.	und folgende


FDP	Freisinnig-Demokratische Partei


FFEG	Gesetz vom 26. November 1998 über die fürsorgerische Freiheitsentziehung (SGF 212.5.5)


GABR	Gesetz vom 18. Februar 1976 über die Ausübung der bürgerlichen Rechte (nicht mehr in Kraft)


GOV	Gesetz vom 23. November 1949 über die Organisation des Vormundschaftswesens (SGF 212.5.1)


IDHEAP	Institut des hautes études en administration publique (Lausanne)


K	Kommission


KGer	Kantonsgericht


KV BE	Verfassung des Kantons Bern vom 6. Juni 1993


KV NE	Verfassung des Kantons Neuenburg vom 24. September 2000


N.B.	Nota bene


OG	Bundesgesetz vom 16. Dezember 1943 über die Organisation der Bundesrechtspflege (SR 173.110)


SP	Sozialdemokratische Partei


SR	Systematische Sammlung des Bundesrechts


StPO	Strafprozessordnung vom 14. November 1996 (SGF 32.1)


SVP	Schweizerische Volkspartei


VGer	Verwaltungsgericht


vgl.	Vergleiche


ZGB	Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907 (SR 210)


Ziff.	Ziffer
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Zusammenfassung





Die von Frédéric Sudan präsidierte Kommission 4 hat die Aufgabe, die Fragen im Zusammenhang mit der Ausübung der politischen Rechte, der Verfassungsrevision und den Übergangs- und Schlussbestimmungen zu prüfen. Nach 18 Sitzungen und mehreren Hearings unterbreitet sie dem Plenum rund 20 Thesen.





Zwei wichtige Neuerungen werden vorgeschlagen: Erstens werden die politischen Rechte der Freiburgerinnen und Freiburger um die Volksmotion erweitert, mit der 300 Personen dem Grossen Rat einen Antrag stellen können. Zweitens sollen die Beziehungen der Auslandschweizerinnen und �schweizer zum Kanton durch die Gewährung des Stimmrechts auf Kantonsebene gestärkt werden.





Die Kommission wollte zudem die Bedeutung gewisser Themen unterstreichen, indem sie ihnen Verfassungsrang zuwies oder bestimmte Anwendungsmodalitäten genauer festlegte. So wird das Petitionsrecht ausgebaut, indem die angegangene Behörde verpflichtet wird, Stellung zu nehmen. Das Bürgerrecht wird von der Gesetzes- auf die Verfassungsstufe gehoben, und die politischen Rechte auf Gemeindeebene werden neu in die Verfassung aufgenommen.





In den Thesen werden mehrheitlich bekannte Grundsätze übernommen, die sich bewährt haben. Die Verfassungs- und Gesetzesinitiative, das Gesetzesreferendum und das (obligatorische und fakultative) Finanzreferendum werden mitsamt den Anwendungsmodalitäten beibehalten. Dasselbe gilt für die Dringlichkeitsklausel auf Kantonsebene und das Stimmrechtsalter.





Die Kommission lehnt die Einführung des konstruktiven Referendums ab, weil sie befürchtet, es könnte das Gleichgewicht im Gesetzgebungsprozess gefährden und wäre zu kompliziert. Das Stimmrecht und/oder das passive Wahlrecht der Ausländerinnen und Ausländer wurde abgelehnt, weil die Kommission die Einbürgerung fördern und den Zusammenhang zwischen politischen Rechten und Bürgerpflichten beibehalten will.


Diese beiden Themen waren in der Kommission sehr umstritten und führten zu den meisten Minderheitsanträgen.





Die Themenbereiche Verfassungsrevision sowie Übergangs- und Schlussbestimmungen konnte die Kommission nicht abschliessend behandeln. Sie wird dies nachholen, sobald die entsprechenden Artikel vorliegen. Vorläufig schlägt sie vor, dass die neue Verfassung an einem 1. Januar in Kraft tritt.
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I.	Organisation





A.	Zusammensetzung der Kommission





Frédéric Sudan (FDP), Präsident und Berichterstatter


Regula Brügger Häring (SP), Vizepräsidentin und Berichterstatterin





Anita Bise-Rosset (FDP)


Jacqueline Brodard (CVP)


Regula Brülhart (CSP)


Anne Buchs (FDP), bis 10. Juni 2001


Sophie Bugnon (Cit)


Michelle Chassot (SP)


Véronique Crausaz (CSP)


Laetitia Deiss (CVP)


Rose-Marie Ducrot (CVP)


Marie-Claire Pharisa (FDP), seit 15. Juni 2001





Anna Petrig (SP), ersetzt Frau Brügger Häring (Mutterschaft) seit dem 3. September 2001





Josef Fasel (CVP)


Alex Glardon (CVP)


Charles Guerry (SP)


David Hunziker (FDP)


Ueli Johner (SVP), seit 7. Mai 2001


Jean-Bernard Repond (Öffnung)


Marcel Schuwey (SVP), bis 2. April 2001





Caroline Dénervaud, juristische Sekretärin








B.	Auftrag





Die Kommission 4 hat die Aufgabe, die Fragen im Zusammenhang mit der Ausübung der politischen Rechte, der Verfassungsrevision und den Übergangs- und Schlussbestimmungen zu prüfen.





Die politischen Rechte sind eine der wichtigsten Grundlagen unserer Demokratie. Sie ermöglichen uns die Wahl unserer Repräsentanten, die Stellungnahme zu einzelnen Themen und die Kundgabe unserer Zustimmung oder unseres Unmuts zur Verwaltung der öffentlichen Güter.


Trotzdem wird heute wenig Gebrauch gemacht von diesen Rechten. Wer von uns kann für sich in Anspruch nehmen, alle für ein Intervenieren in den politischen Prozess vorgesehenen Mittel zu kennen?


Wir haben demnach die Aufgabe, diese Rechte zu überdenken und neu zu definieren, damit sie nützlich, nutzbar und genutzt werden. Indes gilt ebenso zu beachten, dass diese Rechte über die Rolle entscheiden, die wir den Volksvertreterinnen und �vertretern zuweisen wollen. Wenn nämlich die Entscheide des Grossen Rats jederzeit und ohne weiteres in Frage gestellt werden können, muss gewärtigt werden, dass die Abgeordneten nicht mehr motiviert sind für ihre Aufgabe und dass der politische Prozess völlig gelähmt wird.


Es braucht daher weiterhin ein Gleichgewicht zwischen den Befugnissen des Grossen Rats (Generalrats) und der Möglichkeit der Bevölkerung, sich zu einzelnen Fragen zu äussern.





Die Definition des Kreises der Stimmberechtigten ist ein sehr aktuelles Thema. Sollen auch Auslandschweizerinnen und �schweizer, Ausländerinnen und Ausländer sowie Personen unter 18 Jahren das Stimmrecht erhalten? Das Thema ist umstritten und führt zum Teil zu heftigen Diskussionen.





Schliesslich hat die Kommission 4 noch eine Aufgabe eher technischer Natur: Sie soll Thesen für die Totalrevision der Verfassung, ihr Inkrafttreten und ihre Übergangs- und Schlussbestimmungen formulieren. Die meisten dieser Fragen, die alle Kommissionen betreffen, können erst nach der Ausarbeitung der entsprechenden Artikel behandelt werden.








C.	Interne Organisation und Arbeitsweise, Hearings





Wie es die Geschäftsordnung vorsieht, organisiert sich die Kommission selbst. Wir haben deshalb beschlossen, eine Vizepräsidentin zu ernennen, wobei wir auf das politische und sprachliche Gleichgewicht geachtet haben.


Der Präsident und die Vizepräsidentin amtieren auch als Berichterstatter(in) der Kommission.





Wir sind im Jahr 2001 18-mal im Institut für Föderalismus in Granges-Paccot zusammengekommen, jeweils an einem Montagnachmittag, und zwar an folgenden Daten:





Februar�
21.�
�
März�
5. und 19.�
�
April�
2. und 23.�
�
Mai�
7. und 21.�
�
Juni�
11. und 25.�
�
Juli�
9.�
�
August�
20.�
�
September�
3. und 17.�
�
Oktober�
8. und 22.�
�
November�
5.�
�
Dezember�
3. und 17.�
�



Die Kommission hörte zu jedem grösseren Themenkreis einen Experten an, bevor die Diskussion eröffnet wurde. Im Anschluss an die Diskussion gab es jeweils eine erste Abstimmung. Bei Abschluss eines Kapitels wurde eine zweite, definitive Abstimmung durchgeführt, bei der die gefassten Beschlüsse bestätigt oder verworfen wurden. Danach wurde das nächste Thema angegangen.


�
Wir danken allen Sachverständigen für ihre wertvollen Ausführungen zu ihrem Spezialgebiet. Es handelt sich um: 





21.02.01�
Isabelle Chassot�
Entwurf zum Gesetz über die Ausübung der politischen Rechte


�
�
19.03.01�
Jean-Pierre Coussa�
Überblick über die politischen Rechte und mögliche Neuerungen


�
�
11.06.01�
Catherine Bosshart-Pfluger�
Entwicklung der Volksrechte in der Schweiz


�
�
20.08.01�
Richard Jordan�
Wahlsysteme


�
�
08.10.01�
Sandra Modica des Centre de contact Suisse(sse)s-Immigré(e)s


�
Ausländerstimmrecht�
�
08.10.01�
Francesco Prudente und Giuseppe Natale (ausländische Abgeordnete in Delémont)


�
Ausländerstimmrecht�
�
08.10.01�
Thierry Gachet


�
Stimmrechtsalter�
�
03.12.01�
Denis Loertscher�
Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen


�
�
03.12.01�
Pierre Scyboz�
Stimmrecht der Auslandschweizer/innen�
�






II. 	Allgemeine Bemerkungen








Bei der Arbeit der Kommission stand immer die Annahme des endgültigen Verfassungsentwurfs durch das Volk im Vordergrund. Aus diesem Grund beschränkten wir uns bei den Neuerungen auf das Notwendige.





Bei der Neugestaltung der politischen Rechte haben wir uns um ein Gleichgewicht bemüht, so dass die Volksvertreterinnen und �vertreter ihre Verantwortung wahrnehmen können und das Volk die Kontrolle über die Beschlüsse behält.





Bei der Definition des Kreises der Stimmberechtigten prüften wir die Zweckmässigkeit einer Erweiterung. Dabei kommen drei Kategorien in Frage: die Auslandschweizerinnen und �schweizer, die Ausländerinnen und Ausländer und die Jugendlichen unter 18 Jahren.





Dieser Bericht ist eine Zusammenfassung der Beratungen in der Kommission. Die Thesen werden jeweils summarisch begründet, ohne dass der gesamte Verlauf der Diskussionen nachgezeichnet wird. Für die Minderheitsanträge wurde dasselbe Vorgehen gewählt.


Es steht den Kommissionsmitgliedern frei, die Punkte, die ihnen besonders am Herzen liegen, im Plenum noch einmal aufzugreifen.





III. 	Thesen





A.	POLITISCHE RECHTE





A.A.	Auf Kantonsebene





1.Die Volksmotion





Die Volksmotion ist ein Recht, das es einer bestimmten Anzahl von Bürgerinnen und Bürgern erlaubt, einen Antrag an den Grossen Rat zu stellen, der von diesem wie eine Motion eines seiner Mitglieder behandelt werden muss.





Bei der Beratung wog die Kommission die Vor- und Nachteile dieses neuen Rechts ab, für das nur wenige Unterschriften erforderlich sind und das deshalb von den Vereinigungen leichter ausgeübt werden kann. Als Vorteil erachtete sie dabei insbesondere, dass die Vereine, die nicht unbedingt im Parlament vertreten sind, ihre Meinung auf diese Weise direkter einbringen könnten. Sie ist auch der Ansicht, dass die Minderheiten im Falle einer Verkleinerung des Grossen Rats weniger gut vertreten wären.


Manche Kommissionsmitglieder halten das neue Recht nicht für sinnvoll, da es bei einer guten Idee nicht schwierig sei, die für eine Volksinitiative nötigen Unterschriften zu sammeln. Ausserdem würde die Vertretungsfunktion der Parlamentsmitglieder an Bedeutung verlieren.


Da aber die Vorteile des neuen Rechts gegenüber möglichen Befürchtungen überwiegen, beschloss die Kommission mit 11 gegen 2 Stimmen und bei 1 Enthaltung die folgende These:





4.1.	Einführung der Volksmotion auf Kantonsebene.





Bei den Modalitäten stellt sich die Frage der notwendigen Unterschriftenzahl. Mit einer geringen Unterschriftenzahl (100 oder 300) wird die Ausübung dieses Rechts erleichtert, während eine grössere Unterschriftenzahl (500 oder 1000) ihm mehr Gewicht verleihen würde.


Die Kommission, die ihre Ablehnung der Einzelinitiative mit der Annahme der Volksmotion begründete, verabschiedete schliesslich mit 11 gegen 3 Stimmen folgende These:





4.1.1	Für das Zustandekommen einer Volksmotion sind 300 Unterschriften erforderlich.








2.Das Petitionsrecht





Das Petitionsrecht erlaubt es einer Bürgerin oder einem Bürger, Bemerkungen, Ideen oder Fragen an eine Behörde zu richten.





Der Grundsatz des durch die Bundesverfassung vorgegebenen Petitionsrechts gab zu keinen grossen Diskussionen Anlass. Zu diskutieren war, ob die Anfrage beantwortet werden muss, und wenn ja, innert welcher Frist. Die erste Frage wurde bejaht. Für die Antwortfrist kamen mehrere Möglichkeiten in Frage. In den Kantonsverfassungen sind verschiedene Lösungen zu finden: In Bern muss innert einem Jahr, in Neuenburg "le plus tôt possible" und in Solothurn "innert angemessener Frist, jedoch vor Ablauf eines Jahres" geantwortet werden, während die jurassische Kantonsverfassung keine Frist erwähnt.


Die Mehrheit der Kommission zog die jurassische Lösung vor, weil sie die Verfassung nicht mit zu vielen Fristen überlasten wollte.





Die Kommission beschloss daher einstimmig folgende These und Modalitäten:





4.2.	Dem Petitionsrecht wird auf Kantonsebene eine grössere Bedeutung beigemessen als in der Bundesverfassung.





4.2.1	Die Petitionäre können von der Behörde, an die sie ihren Antrag richten, eine Antwort fordern.





4.2.2	In der Verfassung wird keine Frist für die Antwort festgelegt.








3.Das Bürgerrecht





Das Bürgerrecht ist eine besondere Beziehung, die eine Person mit einer Gemeinde und demnach mit einem Kanton verbindet.





Der allgemeine Grundsatz ist in der Bundesverfassung verankert und somit obligatorisch. Heute ist er in der freiburgischen Gesetzgebung festgeschrieben. Wäre es nicht sinnvoller, ihn auf Verfassungsstufe zu erwähnen?


Aus Gründen der Einheitlichkeit und der Verständlichkeit beantragt die Kommission einstimmig folgende These:





4.3.	Das Bürgerrecht wird auf Verfassungsstufe erwähnt.





Um die Verfassung nicht zu überlasten, will die Kommission nur den Grundsatz festhalten und für die Ausführungsbestimmungen auf die Gesetzgebung verweisen.


Die Kommission verabschiedete deshalb einstimmig folgende These:





4.3.1	Die Bestimmung ist allgemein zu halten und soll auf die Gesetzgebung verweisen.





Eine der Modalitäten, d.h. die Einbürgerung und ihre Behandlung auf Kantonsebene (erleichterte Einbürgerung oder nicht), war jedoch umstritten. Die Kommission kam mit 13 Stimmen gegen 1 zu folgendem Schluss: 





4.3.2	Die Frage der Einbürgerung ist im Verfassungsartikel zu erwähnen.








4.Die Verfassungs- und Gesetzesinitiative





Die Verfassungs- oder Gesetzesinitiative ist ein Recht, das es einer bestimmten Anzahl von Personen erlaubt, die Einführung, Änderung oder Aufhebung einer oder mehrerer Bestimmungen der Verfassung oder eines Gesetzes zu fordern.





Nach einer kurzen Diskussion über die erforderliche Unterschriftenzahl und die Frist für das Sammeln der Unterschriften debattierte die Kommission über die Möglichkeit eines Gegenvorschlags. Die freiburgische Gesetzgebung kennt diese Möglichkeit bereits, doch möchte die Kommission sie in der Verfassung verankern. Obwohl die Modalitäten des Kantons Waadt als sehr interessant eingestuft wurden (zuerst wird die Frage nach dem Grundsatz der Neuerung gestellt und erst dann die Frage, ob die Initiative oder der Gegenvorschlag vorzuziehen ist), zog es die Kommission vor, das doppelte Ja beizubehalten, um so eine Parallelität zwischen dem Verfahren auf Kantons- und Bundesebene zu gewährleisten. Aus Gründen der Effizienz sind wir ausserdem der Ansicht, dass die Meinung des Volks nicht eingeholt werden muss, wenn der Zweck erreicht ist (d.h. wenn sich Initianten und Parlament einig sind).





Die Kommission beschloss daher einstimmig folgende These und Modalitäten:





4.4.	Beibehaltung der Verfassungs- und der Gesetzesinitiative.





4.4.1	Die gegenwärtigen Voraussetzungen werden beibehalten (6000 Unterschriften müssen innert 90 Tagen gesammelt werden).





4.4.2	Der Initiative kann ein Gegenvorschlag gegenübergestellt werden.





4.4.3	Die Abstimmung erfolgt analog dem bundesrechtlichen Verfahren (doppeltes Ja).





4.4.4	Eine Gesetzesinitiative, der sich das Parlament vollumfänglich anschliesst, muss nicht der Volksabstimmung unterstellt werden.








5.Das Gesetzesreferendum





Das Gesetzesreferendum ist ein Recht, das es einer bestimmten Anzahl von Personen ermöglicht, eine Volksabstimmung über einen Gesetzesentwurf des Grossen Rats durchzusetzen.





Die Kommission stellte den durch die Bundesverfassung garantierten allgemeinen Grundsatz nicht in Frage und beschloss einstimmig folgende These:





4.5.	Beibehaltung des Gesetzesreferendums.





Die Diskussion betraf das Sammeln der Unterschriften, genauer die notwendige Unterschriftenzahl. Heute müssen innert 90 Tagen 6000 Unterschriften gesammelt werden, damit das Referendum zustande kommt. Nach Meinung der Kommission hat sich die bisherige Regelung bewährt, was auch das von zwei oder drei Personen erfolgreich ergriffene Referendum gegen das Schulgesetz beweist.





Die Kommission schlägt deshalb mit 9 gegen 5 Stimmen folgende These vor:





4.5.1	Die gegenwärtigen Voraussetzungen werden beibehalten (6000 Unterschriften müssen innert 90 Tagen gesammelt werden).





Eine Minderheit der Kommission (Regula Brülhart, Sophie Bugnon, Michelle Chassot, Véronique Crausaz, Charles Guerry und Regula Brügger Häring) ist der Ansicht, dass der erforderliche Prozentsatz der Stimmen (rund 3%) im Vergleich zum Landesdurchschnitt (1,4%) zu hoch sei. Eine Senkung auf 4500 Unterschriften (2,25%) wäre demokratischer, denn so hätten auch kleine Gruppierungen die Möglichkeit, die nötigen Unterschriften fristgerecht zu sammeln.





Die Kommissionsminderheit schlägt deshalb folgende These vor:





4.5.1 bis	Ein Gesetzesreferendum kommt zustande, sofern innert 90 Tagen 4500 Unterschriften gesammelt werden.








6.Das obligatorische und fakultative Finanzreferendum





Das Finanzreferendum ist ein Recht, das es einer gewissen Anzahl von Bürgerinnen und Bürgern ermöglicht, eine Volksabstimmung über jede neue Ausgabe durchzusetzen, die einen bestimmten Prozentsatz des Totals der Ausgaben der letzten vom Grossen Rat genehmigten Rechnung übersteigt.





Die Kommission erachtet es für sinnvoll, dass das Volk über hohe Ausgaben abstimmt oder abstimmen kann.


Sie spricht sich deshalb einstimmig für den Grundsatz des obligatorischen und fakultativen Finanzreferendums aus und schlägt folgende These vor:





4.6.	Beibehaltung des obligatorischen und fakultativen Finanzreferendums.





Bei den Modalitäten des obligatorischen Finanzreferendums geht es darum festzusetzen, ab welchem Prozentsatz eine Volksabstimmung durchgeführt wird. Die Kommission erachtet den heutigen Prozentsatz für sinnvoll und schlägt daher einstimmig folgende These vor:





4.6.1	Die Anwendungsmodalitäten des obligatorischen Finanzreferendums werden beibehalten (1% der Ausgaben).





Beim fakultativen Finanzreferendum gibt es zwei Fragen zu regeln: Ab welchem Prozentsatz kann eine Volksabstimmung verlangt werden, und wie viele Bürgerinnen und Bürger bzw. wie viele Mitglieder des Grossen Rats müssen den Antrag unterstützen? Im Gegensatz zum Prozentsatz und der notwendigen Zahl der Grossratsmitglieder war die Unterschriftenzahl umstritten. Die Kommission kam jedoch aus denselben Gründen wie beim Gesetzesreferendum zum Schluss, dass sich die jetzige Unterschriftenzahl bewährt hat, und schlägt deshalb mit 9 gegen 5 Stimmen die folgende These vor:





4.6.2	Die Anwendungsmodalitäten des fakultativen Finanzreferendums werden beibehalten (1/4% der Ausgaben und 6000 Unterschriften oder auf Antrag eines Viertels der Abgeordneten).





Eine Minderheit der Kommission (Regula Brülhart, Sophie Bugnon, Michelle Chassot, Véronique Crausaz, Charles Guerry und Regula Brügger Häring) schlägt mit derselben Begründung wie beim Gesetzesreferendum folgende These vor:





4.6.2. bis	Das fakultative Finanzreferendum kommt zustande, sofern innert 90 Tagen 4500 Unterschriften gesammelt werden.








7.Die Dringlichkeitsklausel





Die Dringlichkeitsklausel ist ein Grundsatz, der es erlaubt, ein Gesetz oder einen Beschluss provisorisch dem fakultativen Referendum zu entziehen.





Der Grosse Rat muss in Ausnahmesituationen rasch handeln können. Dies darf aber nicht ohne Kontrolle geschehen. Obwohl der Bund das Inkrafttreten jeder Dringlichkeitsklausel kontrolliert, erachtet es die Kommission für sinnvoll, den Rahmen der Anwendungsmodalitäten in der Kantonsverfassung zu präzisieren.





Sie beschloss deshalb einstimmig die folgenden Thesen:





4.7.	Beibehaltung der Dringlichkeitsklausel.





4.7.1	Artikel 43 der Neuenburger Verfassung kann als Beispiel dienen: "Gesetze, deren Inkrafttreten keinen Aufschub duldet, können mit der Zweidrittelmehrheit der abstimmenden Mitglieder des Grossen Rats für dringlich erklärt werden. Diese Gesetze können sofort in Kraft gesetzt werden. Ihre Geltungsdauer ist zu beschränken."





4.7.2	Der Beschluss kann durch einfache Mehrheit der Grossratsmitglieder gefasst werden.








8.Das konstruktive Referendum





Das konstruktive Referendum ist ein Recht, das es einem Referendums�komitee ermöglicht, die Änderung einzelner Bestimmungen eines Gesetzes des Grossen Rats vorzuschlagen, ohne dass der Rest des Gesetzes in Frage gestellt wird.





Die Kommission lehnt die Einführung des übrigens auch auf Bundesebene verworfenen konstruktiven Referendums ab, weil es schwierig umzusetzen ist (vor allem, wenn mehrere Vorschläge vorliegen) und den bei der Ausarbeitung eines Gesetzes erzielten Konsens gefährden kann.


Auch wenn dieses System verhindert, dass ein Gesetz infolge der Kumulation unterschiedlicher Interessen verworfen wird, schlägt die Kommission mit 8 gegen 6 Stimmen die folgende These vor:





4.8.	Das konstruktive Referendum wird nicht in die neue Verfassung aufgenommen.





Eine Minderheit der Kommission (Sophie Bugnon, Charles Guerry, Anna Petrig, Véronique Crausaz) ist der Ansicht, das Volk sei mündig genug, um nicht einfach die kurzfristig günstigste Lösung zu wählen. Ihrer Meinung nach würde sich das konstruktive Referendum auch positiv auf die Beratungen auswirken und einen breiteren Konsens ermöglichen. Ausserdem könnten der Volksvorschlag und der Entwurf des Parlaments gleichzeitig behandelt werden, ohne dass die formelle Einreichung einer Initiative abgewartet werden muss. Die Kommissionsminderheit schlägt folgende These vor:





4.8. bis	Einführung des konstruktiven Referendums.





4.8. bis 1.	Sammeln von 6000 Unterschriften innert 90 Tagen.





4.8. ter 1.	Sammeln von 4500 Unterschriften innert 90 Tagen.





4.8. bis 2.	Das Volk kann zwischen der offiziellen Variante und der Variante des Referendumskomitees entscheiden, aber nicht zur Annahme des Gesetzes Stellung nehmen.





4.8. bis 3.	Beim konstruktiven Referendum muss der Inhalt des verabschiedeten Gesetzes berücksichtigt werden, es dürfen jedoch Änderungen vorgeschlagen werden.











A.B.	Auf Gemeindeebene





In der heutigen Verfassung werden die Volksrechte auf Gemeindeebene nicht erwähnt. Sie werden in der Gesetzgebung (Gemeindegesetz) geregelt.


Um die Bedeutung der Gemeinden im gesellschaftlichen Leben und ihre Rolle in unserer Demokratie zu unterstreichen, beschloss die Kommission, diese Rechte abschliessend aufzuzählen.








1.Unterscheidung der Gemeinden





In Gemeinden mit einer Gemeindeversammlung können sich alle Bürgerinnen und Bürger äussern, währenddem in Gemeinden mit einem Generalrat wegen der Kompetenzübertragung nur die gewählten Volksvertreterinnen und -vertreter ihre Meinung einbringen können. Um wieder ein Gleichgewicht herzustellen, schlägt die Kommission einstimmig folgende These vor:





4.9.	Unterscheidung zwischen Gemeinden mit einem Generalrat und Gemeinden mit einer Gemeindeversammlung für die Volksrechte auf Gemeindeebene.





Die in der Verfassung zu erwähnenden Rechte betreffen demnach nur Gemeinden mit einem Generalrat.








2.Initiative und Referendum auf Gemeindeebene





Die Unterscheidung zwischen Gemeinden mit und Gemeinden ohne Generalrat ist insbesondere für die Initiative und das Referendum notwendig. Die Einführung der Initiative und des Referendums in Gemeinden mit Gemeindeversammlung würde nämlich auf eine doppelte Volkskontrolle hinauslaufen, was dem Sinn des Gesetzes und der politischen Rechte im Allgemeinen widerspricht.


Die Kommission erachtet es für wichtig, dass die in der freiburgischen Gesetzgebung vorgesehenen Rechte in der Verfassung verankert werden.





Sie verabschiedete deshalb folgende These einstimmig:





4.10.	Einführung des Initiativ- und Referendumsrechts auf Gemeindeebene.








3.Petitionsrecht





Das Petitionsrecht erlaubt es einer Bürgerin oder einem Bürger, Bemerkungen, Ideen oder Fragen an eine Behörde zu richten.





Das Petitionsrecht ist auf Bundesebene garantiert. Die Kommission schlägt einstimmig folgende These vor:





4.11.	Einführung des Petitionsrechts auf Gemeindeebene.








4.Volksmotion





Die Volksmotion auf Gemeindeebene ist ein Recht, das es einer bestimmten Anzahl von Bürgerinnen und Bürgern erlaubt, einen Antrag an den Generalrat zu stellen, der von diesem wie eine Motion eines seiner Mitglieder behandelt werden muss.





Das auf Kantonsebene vorgeschlagene Instrument, für das nur wenig Unterschriften notwendig sind, kann auf Gemeindeebene nicht analog gehandhabt werden. Die erforderliche Unterschriftenzahl wäre unverhältnismässig klein, und die gerechte Behandlung der verschiedenen Gemeinden wäre schwierig.





Die Kommission schlägt deshalb mit 10 gegen 5 Stimmen folgende These vor:





4.12.	Die Volksmotion wird auf Gemeindeebene nicht eingeführt.





Eine Minderheit der Kommission (Michelle Chassot, Anna Petrig, Regula Brülhart, Charles Guerry, Sophie Bugnon) ist der Meinung, dass mit diesem bürgerfreundlichen Instrument die Quartiere oder Vereine ihre Anliegen dem Generalrat unterbreiten könnten. Die Volksmotion könne auch als Gegengewicht zu einer Kompetenzdelegation angesehen werden. Zudem müsse das auf Kantonsebene geplante Instrument logischerweise auch auf Gemeindeebene eingeführt werden. Sie schlägt deshalb folgende These vor:





4.12. bis	Einführung der Volksmotion auf Gemeindeebene.








5.Dringlichkeitsklausel





Die Dringlichkeitsklausel ist ein Instrument, das das sofortige Inkrafttreten eines Reglements ermöglicht.





Nach Auffassung der Kommission ist das auf Kantonsebene vorgeschlagene Instrument auf Gemeindeebene nicht sinnvoll. Sie fand kein Gemeindereglement, bei dem eine solche Klausel notwendig wäre, und beschloss deshalb mit 11 Stimmen und bei 4 Enthaltungen folgende These:





4.13.	Die Dringlichkeitsklausel wird auf Gemeindeebene nicht eingeführt.








�



B.	Stimmberechtigte





B.A.	Auslandschweizerinnen und �schweizer





1.Passives Wahlrecht auf Kantons- und Gemeindeebene





Da Auslandschweizerinnen und �schweizer im Ausland wohnhaft sind, ist es nach Meinung der Kommission wenig sinnvoll, ihnen die Ausübung eines Amtes in einer Exekutive oder Legislative zu erlauben. Sie verabschiedete daher folgende These einstimmig:





4.14.	Die Auslandschweizerinnen und �schweizer sind auf Kantons- und Gemeindeebene nicht wählbar.








2.Stimmrecht (wählen und abstimmen) auf Kantonsebene





Dieses Recht besteht auf Bundesebene, ist aber zeitlich befristet (4 Jahre, erneuerbar) und kann nur nach der Anmeldung bei einer konsularischen Vertretung ausgeübt werden.


Da nur Personen stimmen und wählen können, die sich aktiv darum bemühen, möchte die Kommission es ihnen ermöglichen, eine enge Bindung zu ihrem Kanton zu behalten. Sie schlägt deshalb folgende These einstimmig vor:





4.15.	Die Auslandschweizerinnen und �schweizer erhalten das Stimmrecht auf Kantonsebene.





Dabei stellt sich die Frage der Modalitäten dieses Rechts und insbesondere des Kreises der Stimmberechtigten. In anderen Verfassungen sind zwei Lösungen zu finden: Stimmberechtigt sind entweder Personen, die im Kanton heimatberechtigt sind (GE, TI, JU), oder dann Personen, die in einer Gemeinde des Kantons heimatberechtigt sind oder dort gewohnt haben (OW, SO, BL, NE). Die Kommission befürwortet die zweite Lösung und schlägt einstimmig folgende These vor:





4.15.2	Das Stimmrecht wird den Personen gewährt, die in einer Gemeinde des Kantons heimatberechtigt sind oder früher dort wohnhaft waren.








3.Stimmrecht (wählen und abstimmen) auf Gemeindeebene





Die Kommunikationsmittel (TV5, Zeitungen, Internet) ermöglichen eine gute Information auf Bundes- und Kantonsebene. Auf Gemeindeebene ist es nach Meinung der Kommission dagegen schwierig, sich über die Einzelheiten eines Reglements zu informieren. Zudem ist es aus praktischen Gründen (Versand der Unterlagen) nahezu unmöglich, die Auslandschweizerinnen und -schweizer rechtzeitig zu informieren. Aus diesem Grund beschloss die Kommission mit 14 Stimmen und 1 Enthaltung die folgende These:





4.16.	Die Auslandschweizerinnen und -schweizer sind auf Gemeindeebene nicht stimmberechtigt.











B.B.	Ausländerinnen und Ausländer





Das Ausländerstimmrecht ist ein heikles Thema, bei dem oft nicht nur der Kopf, sondern auch Gefühle entscheiden. Die Kommission diskutierte das Thema mehrmals allgemein. Im Gegensatz zu den übrigen Thesen führen wir die Argumente hier nicht bei jedem Vorschlag an, sondern fassen sie zusammen. Danach beschränken wir uns auf die spezifischen Argumente für die einzelnen Thesen. Dasselbe gilt für die Minderheitsanträge.





Das Ausländerstimmrecht ist weltweit nicht sehr verbreitet. Lediglich Länder, die sich enger zusammenschliessen, gewähren den Ausländerinnen und Ausländern, die aus einem der Mitgliedsländer stammen, das Wahlrecht auf verschiedenen Ebenen. Die Europäische Union kennt z.B. das Stimmrecht und das passive Wahlrecht auf Gemeindeebene für die Bürgerinnen und Bürger der Mitgliedsländer. Im Commenwealth sind die legal in Grossbritannien wohnhaften Bürgerinnen und Bürger der Dominien stimmberechtigt. Die nordischen Länder gewährten den Bürgerinnen und Bürgern der übrigen Mitgliedstaaten des nordischen Rats schrittweise und unter Vorbehalt des Gegenrechts das aktive Wahlrecht auf Gemeindeebene.


Inzwischen haben auch Irland, Norwegen, Dänemark, Schweden und die Niederlande das Stimmrecht allen Ausländerinnen und Ausländern gewährt, die seit einer bestimmten Zeit im Land wohnhaft sind.


Portugal und Spanien sehen dasselbe Recht unter Vorbehalt des Gegenrechts vor.





In der Schweiz kennt nur der Kanton Jura das Ausländerstimmrecht. Im Kanton Neuenburg wird es mit der neuen Verfassung eingeführt, die am 1. Januar 2002 in Kraft tritt. In Neuenburg haben die Ausländerinnen und Ausländer auf Gemeindeebene nur das Stimmrecht, während sie im Kanton Jura auch über das passive Wahlrecht verfügen, d.h. in das Parlament (Generalrat) gewählt werden können. Im Kanton Appenzell Ausserrhoden können die Gemeinden den Ausländerinnen und Ausländern, die dies wünschen, das Stimmrecht gewähren. Im Kanton Thurgau können die Ausländerinnen und Ausländer in Gemeindeangelegenheiten beratend mitwirken.





Nachdem die Kommission das Thema geprüft hatte, entschied sie sich für die Förderung der Einbürgerung (Verringerung der Wohnsitzdauer, vereinfachtes Verfahren usw.). Wir sind der Ansicht, dass sich Ausländerinnen und Ausländer, die stimmen und wählen möchten, einbürgern lassen sollten. Ausserdem muss unseres Erachtens der Zusammenhang zwischen politischen Rechten und Bürgerpflichten beibehalten werden.





Eine Minderheit der Kommission vertritt die Meinung, dass in einer Demokratie möglichst viele Personen die Möglichkeit haben sollten, am politischen Entscheidungsprozess teilzunehmen. Heute bilden die Entscheide die Demokratie nur unvollständig ab, da sich ein grosser Teil der Bevölkerung nicht äussern kann. Ausserdem wird die Integration der Ausländerinnen und Ausländer erleichtert, wenn diese bei den Angelegenheiten des Gemeinwesens mitwirken können. Schliesslich ist die ausländische Bevölkerung Teil unserer Gesellschaft: Sie macht ein Viertel der Arbeitskräfte aus, bezahlt Steuern, hat, kurz gesagt, verschiedene Pflichten. Diesen Pflichten müssen auch Rechte gegenüberstehen. Das Kriterium des Wohnsitzes ist auch angemessener als das Kriterium der Staatsangehörigkeit.








1.Stimmrecht auf Kantonsebene





Die Kommission beschloss mit 9 gegen 6 Stimmen die folgende These:





4.17.	Den Ausländerinnen und Ausländern wird das Stimmrecht auf Kantonsebene nicht gewährt.





Eine Minderheit der Kommission (Anna Petrig, Regula Brülhart, Charles Guerry, Sophie Bugnon, Michelle Chassot, Véronique Crausaz) schlägt folgende These vor:





4.17. bis	Den Ausländerinnen und Ausländern wird das Stimmrecht auf Kantonsebene gewährt.





4.17. bis 1.	Die Ausländerinnen und Ausländer müssen sich seit mindestens 8 Jahren legal in der Schweiz aufhalten und gegenwärtig im Kanton wohnhaft sein.








2.Passives Wahlrecht auf Kantonsebene





Die Kommission beschloss mit 10 Stimmen und bei 5 Enthaltungen folgende These:





4.18.	Den Ausländerinnen und Ausländern wird das passive Wahlrecht auf Kantonsebene nicht gewährt.








3.Stimmrecht auf Gemeindeebene





Die Kommission beschloss mit 8 gegen 7 Stimmen die folgende These:





4.19.	Den Ausländerinnen und Ausländern wird das Stimmrecht auf Gemeindeebene nicht gewährt.





Falls das Plenum die Einführung des Ausländerstimmrechts auf Gemeindeebene beschliesst, schlägt die Kommission mit 9 gegen 6 Stimmen vor, eine Wohnsitzdauer von 10 Jahren in der Schweiz vorauszusetzen.





Eine Minderheit der Kommission (Anna Petrig, Regula Brülhart, Charles Guerry, Sophie Bugnon, Laetitia Deiss, Michelle Chassot, Véronique Crausaz) schlägt folgende These vor:





4.19. bis	Den Ausländerinnen und Ausländern wird das Stimmrecht auf Gemeindeebene gewährt.





4.19. bis 1.	Die Ausländerinnen und Ausländer müssen sich seit mindestens 8 Jahren legal in der Schweiz aufhalten und gegenwärtig im Kanton wohnhaft sein.








4.Passives Wahlrecht für die Gemeindelegislative





Die Unterscheidung zwischen Gemeinden mit Generalrat und Gemeinden mit Gemeindeversammlung zwingt den Gesetzgeber, das passive Wahlrecht gleich zu behandeln wie das Stimmrecht auf Gemeindeebene. Wenn das Ausländerstimmrecht eingeführt würde, müssten die Ausländerinnen und Ausländer logischerweise auch in den Generalrat gewählt werden können, sonst könnten sich Personen äussern, die in einer Gemeinde mit Gemeindeversammlung wohnen, nicht aber Personen in Gemeinden mit Generalrat.


Die Kommission beschloss mit 8 gegen 7 Stimmen die folgende These:





4.20.	Den Ausländerinnen und Ausländern wird das passive Wahlrecht für die Gemeindelegislative (Generalrat) nicht gewährt.





Eine Minderheit der Kommission (Anna Petrig, Charles Guerry, Jean-Bernard Repond, Regula Brülhart, Laetitia Deiss, Michelle Chassot, Véronique Crausaz) schlägt folgende These vor, um eine Ungleichbehandlung von Personen aus Gemeinden mit Gemeindeversammlung und Gemeinden mit Generalrat zu vermeiden:





4.20. bis	Die Ausländerinnen und Ausländer können in die Gemeinde�legislative (Generalrat) gewählt werden.





4.20. bis 1.	Die Ausländerinnen und Ausländer müssen sich seit mindestens 8 Jahren legal in der Schweiz aufhalten und gegenwärtig im Kanton wohnhaft sein.








5.Passives Wahlrecht für die Gemeindeexekutive





Die Kommission beschloss mit 8 gegen 7 Stimmen die folgende These:





4.21.	Den Ausländerinnen und Ausländern wird das passive Wahlrecht für die Gemeindeexekutive (Gemeinderat) nicht gewährt.





Eine Minderheit der Kommission (Anna Petrig, Charles Guerry, Regula Brülhart, Jean-Bernard Repond, Laetitia Deiss, Sophie Bugnon, Michelle Chassot) schlägt folgende These vor:





4.21. bis	Die Ausländerinnen und Ausländer können in die Gemeindeexekutive (Gemeinderat) gewählt werden.





4.21. bis 1.	Die Ausländerinnen und Ausländer müssen sich seit mindestens 8 Jahren legal in der Schweiz aufhalten und gegenwärtig im Kanton wohnhaft sein.











B.C.	Das Stimmrechtsalter





Auf Bundesebene wurde im Juni 2000 über die Senkung des Stimmrechtsalters auf 16 Jahre abgestimmt. Der Nationalrat sprach sich mit 89 gegen 79 Stimmen gegen diesen Vorschlag aus, weil er wie der Bundesrat der Ansicht war, das Stimmrechtsalter dürfe nicht vom Mündigkeitsalter getrennt werden.


Die Kommission vertritt die Meinung, dass 16-jährige Jugendliche noch nicht genügend reif sind, und schlägt mit 10 gegen 5 Stimmen folgende These vor:





4.22.	Beibehaltung des Stimmrechtsalters 18.





Eine Minderheit der Kommission (Anna Petrig, Regula Brülhart, Charles Guerry, Sophie Bugnon, Michelle Chassot) ist der Ansicht, dass die meisten 16-jährigen Jugendlichen die erforderlichen Fähigkeiten haben, um stimmen und öffentliche Ämter übernehmen zu können. Ausserdem muss das Stimmrechtsalter nicht unbedingt dem Mündigkeitsalter entsprechen (Beispiel: Übergang von 20 zu 18 Jahren). Schliesslich würde die Erweiterung des Kreises der Stimmberechtigten zu einer besseren Representativität führen. Die Kommissionsminderheit schlägt daher folgende These vor:





4.22. bis	Das Stimmrechtsalter (Recht, auf Kantons- und Gemeindeebene zu stimmen und zu wählen) wird auf 16 Jahre festgesetzt.





4.22. bis1	Das Stimmrechtsalter (passives Wahlrecht auf Kantons- und Gemeindeebene) wird auf 16 Jahre festgesetzt.
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C.	VERFASSUNGSREVISION, ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN








C.A.	Verfassungsrevision





Die Kommission ist der Ansicht, dass das Volk die Möglichkeit haben muss, über die Organisation der Revision zu entscheiden, und befürwortet daher die gegenwärtige Regelung. Sie verabschiedete einstimmig folgende These:





4.23.	Beibehaltung der geltenden Thesen betreffend die Verfassungsrevision.











C.B.	Übergangs- und Schlussbestimmungen





1.Inkrafttreten





Es gibt zwei Möglichkeiten, das Datum des Inkrafttretens einer Kantonsverfassung zu bestimmen: nach der direkten Methode (Festlegung eines Datums) oder nach der indirekten Methode (Delegation an eine Behörde).


Die Kommission möchte, dass der Verfassungsrat das Datum des Inkrafttretens der neuen Verfassung selbst bestimmt. Ihrer Meinung nach wäre es am einfachsten, wenn die Verfassung an einem 1. Januar in Kraft tritt. Die Kantonsverwaltung muss aber auch genügend Zeit für die nötigen Anpassungen haben.


Die Kommission verabschiedete deshalb einstimmig die folgende These:





4.24.	Das Inkrafttreten der Verfassung wird auf einen 1. Januar festgesetzt; zwischen der Volksabstimmung und dem Inkrafttreten müssen mindestens sechs Monate liegen.








2.Übergangs- und Schlussbestimmungen





Die Übergangsbestimmungen betreffen die Anpassung der Gesetzgebung. Diese Anpassungen hängen vom Bestimmtheitsgrad des neuen Verfassungstexts und der Tragweite der Neuerungen ab. Die Kommission kann daher keine Übergangsbestimmungen vorschlagen, solange noch keine Artikel verfasst wurden.


Sie verabschiedete deshalb folgende These einstimmig:





4.25.	Das Thema der Übergangs- und Schlussbestimmungen wird behandelt, wenn die Artikel vorliegen.
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IV. 	SCHLUSSFOLGERUNG








Die Thesen zu den politischen Rechten und zur Definition des Kreises der Stimmberechtigten bilden unseres Erachtens ein zusammenhängendes Ganzes.


Die Bürgerinnen und Bürger erhalten neue Instrumente, um sich am politischen Leben zu beteiligen, ohne dass dabei das Parlament an Bedeutung verliert. Die Änderungen in Zusammenhang mit der Definition des Kreises der Stimmberechtigten gehen zwar nicht sehr weit, unterstreichen aber die Bedeutung, die wir in diesem Zusammenhang dem Schweizer Bürgerrecht zuweisen möchten.


Wir hoffen, dass sich das Plenum mit unserer Arbeit einverstanden erklärt und sich unseren Vorschlägen anschliesst.








An unseren Sitzungen konnten sich alle Mitglieder zu sämtlichen Themen frei äussern. Die zahlreichen Minderheitsanträge machen Meinungsverschiedenheiten deutlich, die aber nie zu ernsthaften Auseinandersetzungen führten. Es herrschte immer eine angenehme und konstruktive Arbeitsatmosphäre, in der alle die Ideen der anderen respektierten.


Herzlichen Dank an alle Kommissionsmitglieder für ihre Unterstützung und ihre ausgezeichnete Einstellung.


Wir möchten auch unserer juristischen Sekretärin, Frau Dénervaud, danken, die unsere Beratungen immer sorgfältig aufgezeichnet hat.

















Einstimmig genehmigt in der Sitzung vom 17. Dezember 2001

















Der Präsident:











Frédéric Sudan

















Bulle, den 19. Dezember 2001
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Anhang 1: Liste der Thesen und Minderheitsanträge





4.1.	Einführung der Volksmotion auf Kantonsebene.





4.1.1	Für das Zustandekommen einer Volksmotion sind 300 Unterschriften erforderlich.





4.2.	Dem Petitionsrecht wird auf Kantonsebene eine grössere Bedeutung beigemessen als in der Bundesverfassung.





4.2.1	Die Petitionäre können von der Behörde, an die sie ihren Antrag richten, eine Antwort fordern.





4.2.2	In der Verfassung wird keine Frist für die Antwort festgelegt.





4.3.	Das Bürgerrecht wird auf Verfassungsstufe erwähnt.





4.3.1	Die Bestimmung ist allgemein zu halten und soll auf die Gesetzgebung verweisen.





4.3.2	Die Frage der Einbürgerung ist im Verfassungsartikel zu erwähnen.





4.4.	Beibehaltung der Verfassungs- und der Gesetzesinitiative.





4.4.1	Die gegenwärtigen Voraussetzungen werden beibehalten (6000 Unterschriften müssen innert 90 Tagen gesammelt werden).





4.4.2	Der Initiative kann ein Gegenvorschlag gegenübergestellt werden.





4.4.3	Die Abstimmung erfolgt analog dem bundesrechtlichen Verfahren (doppeltes Ja).





4.4.4	Eine Gesetzesinitiative, der sich das Parlament vollumfänglich anschliesst, muss nicht der Volksabstimmung unterstellt werden.





4.5.	Beibehaltung des Gesetzesreferendums.





4.5.1	Die gegenwärtigen Voraussetzungen werden beibehalten (6000 Unterschriften müssen innert 90 Tagen gesammelt werden).





4.5.1 bis	Das fakultative Gesetzesreferendum kommt zustande, sofern innert 90 Tagen 4500 Unterschriften gesammelt werden.





4.6.	Beibehaltung des obligatorischen und fakultativen Finanzreferendums.





4.6.1	Die Anwendungsmodalitäten des obligatorischen Finanzreferendums werden beibehalten (1% der Ausgaben).





4.6.2	Die Anwendungsmodalitäten des fakultativen Finanzreferendums werden beibehalten (1/4% der Ausgaben und 6000 Unterschriften oder auf Antrag eines Viertels der Abgeordneten).





4.6.2. bis	Das fakultative Finanzreferendum kommt zustande, sofern innert 90 Tagen 4500 Unterschriften gesammelt werden.





4.7.	Beibehaltung der Dringlichkeitsklausel.





4.7.1	Artikel 43 der Neuenburger Verfassung kann als Beispiel dienen: "Gesetze, deren Inkrafttreten keinen Aufschub duldet, können mit der Zweidrittelmehrheit der abstimmenden Mitglieder des Grossen Rats für dringlich erklärt werden. Diese Gesetze können sofort in Kraft gesetzt werden. Ihre Geltungsdauer ist zu beschränken."





4.7.2	Der Beschluss kann durch einfache Mehrheit der Grossratsmitglieder gefasst werden.





4.8.	Das konstruktive Referendum wird nicht in die neue Verfassung aufgenommen.





4.8. bis	Einführung des konstruktiven Referendums.





4.8. bis 1.	Sammeln von 6000 Unterschriften innert 90 Tagen.





4.8. ter 1.	Sammeln von 4500 Unterschriften innert 90 Tagen.





4.8. bis 2.	Das Volk kann zwischen der offiziellen Variante und der Variante des Referendumskomitees entscheiden, aber nicht zur Annahme des Gesetzes Stellung nehmen.





4.8. bis 3.	Beim konstruktiven Referendum muss der Inhalt des verabschiedeten Gesetzes berücksichtigt werden, es dürfen jedoch Änderungen vorgeschlagen werden.





4.9.	Unterscheidung zwischen Gemeinden mit einem Generalrat und Gemeinden mit einer Gemeindeversammlung für die Volksrechte auf Gemeindeebene.





4.10.	Einführung des Initiativ- und Referendumsrechts auf Gemeindeebene.





4.11.	Einführung des Petitionsrechts auf Gemeindeebene.





4.12.	Die Volksmotion wird auf Gemeindeebene nicht eingeführt.





4.12. bis	Einführung der Volksmotion auf Gemeindeebene.





4.13.	Die Dringlichkeitsklausel wird auf Gemeindeebene nicht eingeführt.





4.14.	Die Auslandschweizerinnen und -schweizer sind auf Kantons- und Gemeindeebene nicht wählbar.





4.15.	Die Auslandschweizerinnen und -schweizer erhalten das Stimmrecht auf Kantonsebene.





4.15.2	Das Stimmrecht wird den Personen gewährt, die in einer Gemeinde des Kantons heimatberechtigt sind oder früher dort wohnhaft waren.





4.16.	Die Auslandschweizerinnen und -schweizer sind auf Gemeindeebene nicht stimmberechtigt.





4.17.	Den Ausländerinnen und Ausländern wird das Stimmrecht auf Kantonsebene nicht gewährt.





4.17. bis	Den Ausländerinnen und Ausländern wird das Stimmrecht auf Kantonsebene gewährt.





4.17. bis 1.	Die Ausländerinnen und Ausländer müssen sich seit mindestens 8 Jahren legal in der Schweiz aufhalten und gegenwärtig im Kanton wohnhaft sein.





4.18.	Den Ausländerinnen und Ausländern wird das passive Wahlrecht auf Kantonsebene nicht gewährt.





4.19.	Den Ausländerinnen und Ausländern wird das Stimmrecht auf Gemeindeebene nicht gewährt.





4.19. bis	Den Ausländerinnen und Ausländern wird das Stimmrecht auf Gemeindeebene gewährt.





4.19. bis 1.	Die Ausländerinnen und Ausländer müssen sich seit mindestens 8 Jahren legal in der Schweiz aufhalten und gegenwärtig im Kanton wohnhaft sein.





4.20.	Den Ausländerinnen und Ausländern wird das passive Wahlrecht für die Gemeindelegislative (Generalrat) nicht gewährt.





4.20. bis	Die Ausländerinnen und Ausländer können in die Gemeindelegislative (Generalrat) gewählt werden.





4.20. bis 1.	Die Ausländerinnen und Ausländer müssen sich seit mindestens 8 Jahren legal in der Schweiz aufhalten und gegenwärtig im Kanton wohnhaft sein.





4.21.	Den Ausländerinnen und Ausländern wird das passive Wahlrecht für die Gemeindeexekutive (Gemeinderat) nicht gewährt.





4.21. bis	Die Ausländerinnen und Ausländer können in die Gemeindeexekutive (Gemeinderat) gewählt werden.





4.21. bis 1.	Die Ausländerinnen und Ausländer müssen sich seit mindestens 8 Jahren legal in der Schweiz aufhalten und gegenwärtig im Kanton wohnhaft sein.





4.22.	Beibehaltung des Stimmrechtsalters 18.





4.22. bis	Das Stimmrechtsalter (Recht, auf Kantons- und Gemeindeebene zu stimmen und zu wählen) wird auf 16 Jahre festgesetzt.





4.22. bis1	Das Stimmrechtsalter (passives Wahlrecht auf Kantons- und Gemeindeebene) wird auf 16 Jahre festgesetzt.





4.23.	Beibehaltung der geltenden Thesen betreffend die Verfassungsrevision.





4.24.	Das Inkrafttreten der Verfassung wird auf einen 1. Januar festgesetzt; zwischen der Volksabstimmung und dem Inkrafttreten müssen mindestens sechs Monate liegen.





4.25.	Das Thema der Übergangs- und Schlussbestimmungen wird behandelt, wenn die Artikel vorliegen.
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